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erläge zrr Me. 17 - er Karlsruher Zeitung .
Dienstag , 18 . Januar > 8U ^

Arabischer Landtag .

so . öffentliche Sitzung der Zweite« Kammer
am Samstag , den 15 . Januar 1898 .

( Ausführlicher Bericht . )

Am Regierungstisch : Staatsminister Or . Nokk , Minister
v . Brauer , der Präsident des Finanzministeriums , Geh . Rath
Dr - Buchenberger , Geh . Oberregierungsrath Schoch , Mini -

sterialrath Göller .
Präsident Gönner eröffnet um 9 ^/i Uhr die Sitzung .
Sekretär Schmid verliest die Einläufe :
Petitionen von 6 Freiburger und 61 Heidelberger Schneider¬

meistern und Kleidermagazinsinhabern um Ausnahme ihrer

Geschäftsbetriebe von der geplanten Höhcrbestcuerung der Wander¬

gewerbebetriebe ;
Petitionen der Gemeinden Raithaslach und Nessclwangen ,

betreffend den Bahnbau Frickingen - Stockach (übergeben vom

Abg . Straub ) ;
eine Eingabe der Stadt Weinheim , die Wahlen zur Zweiten

Kammer betreffend ;
eine Petition der Eisenbahnbeamten um Verbesserung der

Lage verschiedener Klaffen derselben (übergeben vom Abg .
Wilckcns );

eine Petition um Aufhebung der Fleischaccise .
Abg . Wacker bittet schriftlich um Urlaub , weil er durch

fortdauernde Krankheit verhindert sei , den Sitzungen anzn .

wohnen , und jedenfalls noch die ganze nächste Woche hindurch
nicht erscheinen könne.

Abg . Gießler berichtet über das Budget des Großh .
Staatsministeriums für die Jahre 1897 und 1898 und

beantragt namens der BuÜgetkommission , die Ausgaben in
Titel I , III , IV » V , VI unverändert , in Titel II mit jähr¬
lich 131074 , für beide Jahre 262 148 M . , die Einnahmen
Titel I unverändert zu genehmigen .

Zu Titel II (Landstände ) wird bemerkt :
Nachdem die Zweite Kammer in ihrer Sitzung vom 18 . De¬

zember 1897 die von Großh . Regierung vorgeschlagene Art
des Berichterstatterdienstcs nicht genehmigt hat » infolge besten
die Kosten für den Leiter des Berichterstatterdienstes » sowie
der zwei vorgesehenen Refercndäre nicht auf den Titel der
» Landstäude « angerechnet werden dürfen , kommen die unter

3 o. aufgeführten Kosten mit zusammen 6030 M . oder

jährlich 3015 M . hier in Wegfall und mindert sich der

Budgetsatz um diesen Betrag auf die obengenannte Summe .
Eine Aenderung des Budgetsatzes im H 5 wird nicht vor¬

geschlagen , weil immerhin auch bei der nach obigem Kammer¬

beschluß bestehenden Berichterstattung Mehrkosten entstehen
können und überhaupt die Höhe dieser Kosten von verschiedenen
zufälligen Faktoren abhängig ist.

Die Großh . Regierung erklärte sich auf Anfrage hiermit
einverstanden .

Zu Titel III Ausgabe (Matrikularbeitrag zur Reichskaffc )
und Titel I Einnahme :

Der Budgetsatz unter Titel III ist wie für 1896/97 wieder
so bemessen, daß sich gegenüber den Ueberweisungen aus der

Reichskaffe ein Unterschied in der Höhe des Biersteueräquiva¬
lentes ergibt . Nach dem Reichshaushaltsetat für 1 . April
1897/98 nebst Nachtrag , welcher der Berechnung allein sicher
zu Grunde gelegt werden kann , beträgt der Matrikularbeitrag
Badens 15 084 219 M . ; die der badischen Staatskasse an -

schlagsmäßig zufließenden Ueberweisungen sind auf 13 337 310
Mark , das Viersteueräquivalent auf 1 129 697 M . berechnet ;
die Summe ber beiden letzten Zahlen mit 14 467 007 M . ist
als Budgetsatz des BruttomatrikularbeitrageS eingestellt . Hier¬
nach ist an reinen Matrikularbeiträgcn nichts vorgesehen (die

Differenz zwischen dem festgesetzten Matrikularbeitrag und den

Ueberweisungen beträgt 1 746 909 M, ), sondern lediglich das

sogenannte Biersteueräquivalent mit 1 129 696 M . als baare

Hinauszahlung an das Reich eingestellt .
Die Kommission erklärt sich mit dieser Einstellung einver¬

standen . Wenn auch für die Periode unseres Budgets 1898/99
nur die Zahlen der Abrechnung mit dem Reich für die Zeit
vom 1 . Januar bis 1 . April 1898 sicher gegeben sind und
für die Zeit vom 1 . April 1898/99 nur nach dem jetzt dem

Reichstag vorliegenden Reichshaushaltsetat , der erst in der

Borberathung ist, geschätzt werden können , für die Zeit vom
1 . April bis 31 . Dezember 1899 aber weiter keine Anhalts¬
punkte gegeben sind, so dürfte nach den Erfahrungen der letzten
Jahre und bei der vorsichtigen Finanzgebahrung im Reiche
doch mit Sicherheit zu erwarten sein, daß die baaren Hinaus¬
zahlungen an das Reich , ähnlich wie in den Jahren 1895
und 1896 , de» Betrag des Biersteueräquivalentes nicht er¬
reichen oder doch nicht übersteigen .

Die Summe der Matrikularbeiträge der
Jahre 1871 — 95 beträgt . . . . 188 218 900 M .

diejenigen der Ueberweisungen . . 118 291 500 »

so daß sich ein Mehr von . . . 69 927 400 M .
an Matrikularbeiträgeu ergibt .

Man könne allerdings , so bemerkt der Berichterstatter zum
Schluß , nicht sicher auf höhere Reichseinnahmen rechnen ; ja
eS sei sogar zu befürchten , daß die Einnahmen aus gewissen
Zöllen sich vermindern . Außerdem sei auch mit vermehrten
Reichsausgaben zu rechnen . Doch dürfe man zu dem gegen¬
wärtigen Reichstag das Vertrauen haben . daß er sparsam
Haushalte , wie seither . Denn er habe nicht nur keine neuen
Schulden gemacht , sondern sogar noch Schuldentilgung ermög¬
licht und dnrchgeführt und zugleich das Volk vor neuen
Steuern — mit Ausnahme der Börsensteuer — bewahrt .

Wir werden also wohl nicht in die Lage kommen , erhöhte
Matrikularbeiträge bezahlen zu müssen .

Bezüglich der Abrechnungen mit der Reichskaffc verweist der
Berichterstatter auf den gedruckten Bericht und bittet , die
Anträge der Kommission anzunchmen .

Abg . Or . Binz : Er wolle die Beziehungen des Landes

zum Reiche sowie die Richtung besprechen, von welcher die
Kammer wünsche, daß dex der Regierung zustchende Einfluß
auf die Verwaltung und Gesetzgebung des Reiches ausgeübt
werde . Auch der Vorredner habe die Beziehungen zum Reiche
gestreift und insbesondere darauf Hinweisen zu sollen geglaubt ,
daß der Reichstag in seiner dermaligen Zusammensetzung der
Aufgabe der Regelung der Reichsfinanzen zum Verhältniß der
Einzelstaaten vollkommen gewachsen sei und besondere Anerken¬

nung verdiene . Ob dieses Lob berechtigt sei, wolle er dahin -^

gestellt sein lasten , jedenfalls seien Viele der Meinung , daß
dem Reichstage , wie er jetzt zusammengesetzt sei , nicht , wie
der Vorredner behaupte , uneingeschränktes Lob gebühre . Was
ihn bewogen habe, znr Position der Matrikularbeiträge das
Wort zu ergreifen , sei die bekannte Frage , ob es nicht wün >

schenswerth sei , ein anderes Verhältniß der Reichsfinanzen zu
den Finanzen der Einzelstaaten herbeizuführen . Bis dahin
sei das Verhältniß ja so , daß das Reich die Ausgaben , welche
es nicht durch eigene Einnahmen decken könne, einfach auf die
Einzelstaaten nach Maßgabe der Bevölkerung umzulegen be¬
rechtigt sei . Er wünsche, daß die Regierung ihre , wie er
glaube , schon seit längerer Zeit feststehende, Ueberzeugung , daß
die Begründung eines festen Verhältnisses der Reichsfinanzen
zu denen der Einzelstaaten wünschenswerth sei , auch weiterhin
verfolgen werde . Es sei schon bei der allgemeinen Finanz¬
debatte hingewiesen worden auf die Uebelstände , welche sich
aus den Schwankungen der Matrikularbeiträge für den Finanz¬
stand der Einzelstaaten ergeben . Wenn schon in dem Haus¬
halt der Einzelstaaten selbst sich unsichere Momente genug
ergäben , so würden diese eben durch die Unbestimmtheit der
Matrikularbeiträge in höchst unerwünschter Weise noch ver¬
mehrt . Es sei deßhalb ein langgehegtes Destderium der
nationalliberalen Partei , daß es gelingen möge , hierin ein
festeres Verhältniß berbcizuführen , und er stehe nicht an , dieses
Destderium wiederum kräftig zu unterstützen .

Es habe ihn und seine politischen Freunde mit großer Be¬
friedigung erfüllt , daß die Regierung mit Entschiedenheit ihren
Einfluß im Sinne einer nothwendigen Verstärkung der Flotte
des Reichs geltend gemacht habe . Vielfach werde die Besorg -
niß ausgesprochen , es könnte von dem dermaligen Reichstage
die im Interesse der Wohlfahrt des Deutschen Reichs und
insbesondere der wirthschaftlichen Wohlfahrt des deutschen
Volkes liegende , nothwendige Vermehrung der Flotte verwei¬
gert werden . Er hoffe, daß es zur Bewilligung der Flotten¬
vorlage kommen werde . Denn die Entwickelung der Verhält¬
nisse unseres Vaterlandes aus wirthschaftlichen Gebieten ,
insbesondere die Entwulstung der Auslandsintereffen des
Deutschen Reichs erfordere eine starke Kriegsflotte . Eine
beklagenswerthe Tharsache und zwar eine Folge der dem Hause
bekannten widrigen Verhältnisse sei es, daß die deutsche Flotte ,
welche vor 20 Jahren noch die dritte Stelle unter den Kriegs¬
flotten der in Betracht kommenden Staaten eingenommen habe ,
heute bereits auf die sechste Stufe herabgesunken sei . Er
weise darauf hin , daß der Außenhandel sich schon 1896 auf
nahezu vier Milliarden beziffert habe und daß an den In¬
teressen, welche sich hieran knüpfen , nicht nur die Industrie ,
nicht nur der Exporthandel , sondern alle Stände des deutschen
Volkes Antheil haben . Insbesondere sei es thöricht , zu
meinen , daß etwa die Arbeiterschaft und namentlich die In¬
dustriearbeiter in deutschen Landen weniger interessirt seien an
der Förderung des Außenhandels des Reichs . Sei doch fest¬
gestellt , daß in jenen vier Milliarden nicht weniger als
60 Proz . Arbeitslöhne stecken . Schon diese Thatsache sollte
Diejenigen , welche vielleicht aus gewissen perteitaktischen
Gründen geneigt wären , die nothwendige Verstärkung der
Flotte zu bestreiten , umstimmen und sie sollten bedenken , daß
gerade eine große Zahl der Arbeiterschaft ein besonderes In¬
teresse an der Förderung dieser Sache habe . Daß
auch im übrigen Deutschland alle Veranlassung habe ,
dieser Frage höchste Aufmerksamkeit zu schenken , leuchte
doch ein , auch wenn man mit ihm , Redner , annehme ,
daß Deutschland heute allerdings noch kein reiner Industrie¬
staat sei — er möchte übrigens nicht wünschen , daß dieser
Fall jemals cinträte — , er möchte vielmehr wünschen , daß in
Deutschland die landbautreibende Bevölkerung in alle Zukunft
überwiege und daß die Landwirthschaft das Rückgrat des
Staates bleibe , aber auf der anderen Seite dürfe man
nicht verkennen , daß die Landwirthschaft allein oder mit
einer schwachen Industrie und mit einem ärmlichen Handel
und Verkehr nicht bestehen könne. Es wäre schon unmöglich ,
dem Volke den nöthigen Verdienst zu schaffen, wenn wir den
Außenhandel nicht hätten und wenn wir nicht , der fortschrei¬
tenden Zahl der Bevölkerung entsprechend , alles daran setzen
würden , um eben unseren Außenhandel im Wettkampf mit
fremden Nationen nach jeder Richtung hin zu fördern . Vor¬
nehmlich aus diesen Erwägungen heraus sei es hoch erfreu¬
lich, daß die Reichsregierung nach langem Schwanken in der
Flottenfrage nunmehr zu einer festen Stellungnahme gelangt
sei und daß der Gesetzentwurf bald vorgelegt werde , der nicht
nur vollständig fern sei von uferlosen Flottenplänen , sondern
sich in den Grenzen halte , welche inncgehalteu werden müßten .
Er freue sich, daß die Regierung - n diese: Richtung mit
Energie ihre Thätigkeit entfalte , und er hoffe, daß sie auch
fernerhin mit allem Nachdruck in dcrselbon Weise ihren Ein¬
fluß geltend zu machen in der Lage sein werde . Das Zeug -

niß meine er für die natioual - liberale Partei m Anspruch
nehmen zu können, welches dieser auch von der Gegenseite des
Hauses letzthin unumwunden zugestanden wurde , das Zeugniß
nämlich , daß seine Partei allezeit cingetreten sei im Interesse
der Stärkung der Machtstellung und des Ansehens des Reiches ,
daß sie allezeit gethan , was dem Reiche zur Entfaltung seines
Ansehens und seiner Entwickelungskraft nothwendig gewesen,
damit es seine hohen Missionen erfüllen konnte . Man habe
auf der anderen Seite deS Hauses zu feiner großen Freude
anerkannt , wie die nationalliberale Partei vierzig Jahre Hin¬
durch in schätzenswerther Weise thätig gewesen sei für das
Land , als es sich darum handelte , Ausgaben zur Wohlfahrt
des Volkes zu bewilligen . Es habe ihn außerordentlich ge¬
freut , aus dem Munde der Gegner dies anerkannt zu sehen,
umsomehr als er, der ja ein Neuling in diesem Hause , bis
dahin lediglich gewohnt war , über die nationalliberale Partei
aus gegnerischem Munde nur Unrühmliches zu vernehmen .

Abg . Hug : Der Abg . Binz habe das Lob , welches er sind
seine Freunde dem Reichstage gezollt , etwas eingeschränkt und
betont , daß die Finanzreform , die schon längst das Ziel seiner
Partei sei , nicht eingeführt worden sei . Was diese Finanz¬
reform anlange , so erstrebe sie in erster Linie völlige Unab¬
hängigkeit der Finanzverwaltung des Reiches von den Einzel¬
staaten und umgekehrt der Einzelstaaten vom Reich . Dieser
Grundgedanke habe ja etwas für sich, wenn er nur so leicht
auszuführen wäre , dann wäre ja jedermann ein Freund der
Finanzreform ; so aber biete er wesentliche Hindernisse . Er
mache darauf aufmerksam , daß das Thema dieser Finanz¬
reform schon vor drei bis vier Jahren den Reichstag be¬
schäftigt habe . Da habe sich denn herausgestellt , daß es zu¬
nächst nothwendig sei , einen Ausgleichsfond von 30 bis 40
Millionen zu schaffen. Denn das sei klar , daß man das
Reich , wenn cs aus seiner eigenen Kraft seine Ausgaben nicht
decken könne, mit einer großen festen Einnahmequelle ausstatten
müsse . Man habe damals an die Tabakfabrikatsteuer ge¬
dacht . Bei dieser Steuer würde aber vor allem Baden hoch
bctheiligt sein ; habe es doch 12000 da mit Tabak bebaut und
seien nicht weniger als fünf - bis sechstausend Arbeiter in dieser
Industrie thätig und betrüge die Totaleinnahme aus diesem
Industriezweige ungefähr 30 Millionen Mark . Der Reform
standen also Schwierigkeiten gegenüber , die auch die National¬
liberalen nicht verkannt haben . Wenn es auch nicht gelungen
sei , die ideale Rcichsfinanzreform durchzuführen , seien doch
zwei Gesetze geschaffen worden , durch welche ein Theil der
Überschüsse der Reichseinnahmen den Einzelstaaten zugewiesen
werden . Redner erläutert den Zweck und die Wirkung dieser
Gesetze und fährt dann fort : Der bayrische Bevollmächtigte
Freiherr von Stengel habe erklärt , daß seine Regierung bereit
sei, auf die Uebcrweisung des Reiches vollständig zu verzichten ,
wenn das Bedürfniß des Reiches es nothwendig mache. Ihn
habe das überrascht , um so mehr , als kein Geringerer als
Fürst Bismarck seiner Zeit geäußert habe, das Reich solle
nicht Kostgänger , sondern Ernährer der Einzelstaaten sein .
In der Begründung zum Rcichsbranntweinsteuergesetz heißt es
nicht bloß , das Gesetz solle dem Reich neue Mittel verschaffen ,
sondern es solle auch den Einzclstaaten Mittel zuwenden , da¬
mit sie die ihnen verbleibenden hohen und wichtigen Aufgaben
erfüllen könnten . Er wisse nicht , ob die Regierung sich schon
mit dem Plane befaßt habe . Immerhin wäre es wünschens¬
werth , wenn die Regierung die Erklärung abgebe, ob sie auf
dem Standpunkte Bayerns steht.

Der Herr Vorredner habe dann auch die Flottenfrage zum
Gegenstand seiner Rede gemacht. In dieser Beziehung seien
sehr verschiedene und , wie ihm scheine , sehr irrige Anschauungen
vertreten . Der Reichstag habe, auch was die Flotte anbelange ,
sehr viel bewilligt . Die laufenden Ausgaben für die Flotte
seien sehr im Wachsen begriffen und seien von 18 Millionen
aus dem Anfang der 70 er Jahre auf 60 Millionen gestiegen .
Wenn man also behaupten wolle, der Reichstag sei allzu karg
gegenüber der Flotte verfahren und habe die Bedürfnisse des
Handels vernachlässigt , so entspreche dies nicht den Thatsachen .
Im übrigen habe er sich mit dem Studium der neuen
Flottenvorlage in Anbetracht der umfangreichen Arbeiten im
Landtage noch nicht eingehend genug beschäftigen können .

Abg . Pflüger wendet sich gegen die Ausführungen des
Abg . Binz und bemerkt, daß die Matrikularbeiträge die
einzige bewegliche Einnahme des Reiches bilden . Wenn diese
abgeschafft würden , dann müßten sämmtl :che Einnahmen durch
indirekte Steuern aufgebracht , also die kleinen Leute mehr be -
lastet werden . Daher könne der Reichstag nicht die Hand
zur Abschaffung der Matrikularbeiträge bieten . Was die
Flottenvorlage betreffe , so möge der Abg . Binz , ehe er ein
Urtheil über den Reichstag fälle , abwarten , was dieser be¬
willigt . Deutschland besaß die zweitgrößte Handelsflotte der
Welt , ehe es ein Kriegsschiff auf dem Meere hatte . Der
Reichstag habe stets das Nothwendigste bewilligt und das
genüge , um unsere Küste und Handelsflotte zu schütze « .

Abg . Bcnedey : Die Anschauungen , die der Abg . Binz
geäußert , bedürfen verschiedener Zurückweisungen von Seiten
seiner Partei . Binz habe die Flottenfrage mit in seine Rede
gezogen und sich vollständig auf ' en Standpunkt gestellt , daß
ohne weiteres vom Reichstage alle Forderungen der Flotten¬
vorlage bewilligt werden müßten , daß die Flotte in der ge¬
forderten Stärke durchaus nothwendig sei und daß sich die
Forderungen in bescheidenenGrenzen hielten und nicht uferlos
zu nennen seien. Er sei anderer Ansicht . Wenn der Abg .
Binz von bescheidenen Forderungen spreche , so möchte er ihm
zunächst nur entgegnen , das die in Aussicht genommenen siebe«
Jahre eine Ausgabe von etwa 100 Millionen erheischten .
Er möchte dann darauf Hinweisen, daß man nicht etwa mchtS



bisher auf diesem Gebiete gcthan habe , sondern nach seinen
Berechnungen habe das Deutsche Reich bisher etwa 15 Mil¬
lionen jährlich für die Flotte aufgewandt . Und wenn man
weiter ansühre , daß die Flotte nicht nur zum Küstenschutz
uöthig sei, wenn — an von der Nothwendigkeit einer stark»»
Kriegsflotte zum Schutze der Deutschen im Auslande spreche,
so möchte er doch auf die verhältnißmäßig geringe Anzahl
Deutscher Hinweisen, die überhaupt im Auslande leben . Es
wäre doch etwas zu weit gegangen , wenn wegen so weniger
Leute das ganze deutsche Volk so g"vße Opfer bringen sollte .
Diese Leute gingen doch nur , um bester fortzukommen , in ' s
Ausland . Wenn er ferner von der Opferfreudigst des Hauses
gesprochen habe , so möchte er , Redner , sagen , daß die Opfer¬
willigkeit nicht bei den Kammermitgliedcrn , sondern bei der
großen Maste des Volkes liege und daß diese die Gelder aus
ihrem eigenen Geldbeutel bezahlen müsse. Es mache einen
eigenen Eindruck , wenn die Partei der Bildung und des Be¬
sitzes, die Nationallibcralen , von Opfcrfreudigkeit spreche. In
ihren Kreisen sei man gewöhnlich in der Lage, als Reserve¬
offizier oder Einjähriger seiner Militärpflicht zu genügen , aber
auf der großen Maste laste der Dienst doppelt so schwer. Es
sei schon die Ansicht aufgetaucht , daß es in Zukunft übrh ' upt
unmöglich sein werde , mit einem Millionenheer Krieg zu führen ,
ohne die Uebcrsicht zu verlieren . Es mache einen eigenen
Eindruck , wenn man hier von Bagatelle » sprechen wolle , und
es stände gar nicht im Einklang damit , daß man z . B . , wie
dies »»"gekommen , mit ein paar Hundert Mark kargt , als cs
sich darum Handelle , die Unterhaltungskosten einer Bibliothek
zu bewilligen . Nachdem wir jetzt die erste Armee der Welt
hätten , könnten wir uns mit der Flotte auf den Schutz unserer
Küsten beschränken . Er habe die Frage nur berührt , weil sic
von der andern Seite des Hauses in die Debatte hineingezogen
worden sei . Er habe eigentlich beabsichtigt , von dem Verhält -
uiß der Bundesstaaten zur Reichsregierung zu sprechen . Er
könne sich, wenn er die Leitung der Reichspolitik betrachte
und sehe , in welcher Richtung sich die Reichspolitik in den
letzten zehn Jahren bewegt habe, einer gewissen Besorgniß
nicht erwehren . Man müsse die Beobachtung wachen , daß die
Leitung der Reichspolitik mehr und mehr einen centralistischen
und absolutistischen Zug bekäme und daß der Einfluß der
Bundesstaaten auf die Geschicke des Reiches immer minimaler
werde . Die Einzelstaaten machten gegen diese Handhabung
der auswärtigen Politik von den, ihnen durch den Bundes¬
rath zustehenden Einfluß keinen Gebrauch . Es sei ein bedenk¬
licher Zustand , wenn die auswärtige Politik in die von momen¬
tanen Impulsen vielleicht mehr als gut beeinflußten Hände
eines Einzelnen übergehe , wenn man sehe , wie die Reichs¬
kanzler so oft wechselten. Er sei der Meinung , daß das der
historischen Entwickelung des Reiches und der Verfassung nicht
entspreche . Das Reich sei doch entstanden aus einzelnen
Staaten , die nur auf ihre Souveränetatsrechte verzichtet hätten
zu Gunsten der Reichseinheit .

Präsident Gönner : Er glaube , daß man soweit , wie der
Abg . Venedey , nicht gehen könne . ES sei nicht angängig , die
Person des Rcichsobcrhauptes in die Debatte zu ziehen , er
möge daher zum Thema zurückkehren .

Abg . Venedey : Er sei allerdings der Meinung , daß er
beim Thema geblieben sei , denn mau könne nicht von der
auswärtigen Politik sprechen, ohne d ie von ihm berührte Seite
zu streifen , er glaube nicht , daß man da ohne weiteres die
Augen zumachen könne.

Präsident Gönner : Wenn gesagt werde , die Leitung des
Reichs gleite immer mehr in eine Hand und diese laste sich
von momentanen Impulsen leiten , so sei das eine persönliche
Kritik und er müsse daher bei seiner Bemerkung bleiben .

Abg . Venedey : Die Reichsregierung habe doch seiner
Zeit einen Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten gebildet ,
worin Bayern den Vorsitz führen sollte . Er habe aber nie
etwas davon gehört , daß dieser Ausschuß in Aktion getreten
sei , und miste nicht , ob dieser Ausschuß irgend welchen Ein¬
fluß auf die Reichspolitik ausüben könne und ausgeübt habe .
Er glaube , von dem , was man im Volke denke , nur das
Allcrnothwendigste angedeutet zu haben .

Staatsmiuister Dr . Nokk möchte sich einige Worte ge¬
statten , die durch die Ausführungen deS Herrn Vorredners
uothwendig geworden seien. Der Herr Vorredner habe be¬
hauptet , daß seit einiger Zeit sich ein absolutistischer und
centralistischer Zug in der Reichsregierung geltend mache ; er
habe aber unterlassen , die einzelnen Thatsachen anzuführen ,
die darauf Hinweisen , daß dies wirklich der Fall . Redner
sind solche Thatsachen nicht bekannt und er glaubt , daß
wenn wirklich Versuche in dieser Richtung von der Reichs¬
regierung gemacht worden wären , die einzelnen Bundesstaaten
sich doch sicherlich auch dagegen gewehrt hätten . Wir haben
nicht wahrnehmen können , daß eine Nichtbeachtung der Einzel -
staatcn seitens der Reichsregierung Platz gegriffen hätte . Es
seien allerdings vor längerer Zeit grundlose Gerüchte durch
die Presse gegangen und es sei speziell die Befürchtung ausge¬
sprochen worden , daß das allgemeine Wahlrecht bedroht sei.
Diese Gerüchte seien von der Regierung schon damals wider¬
sprochen worden , ihr sei niemals bekannt geworden , daß eine
derartige Gefahr drohe . Auch hätten sich die Menschen darüber
völlig beruhigt , daß man in unserer Zeit seitens der Regie¬
rungen Staatsstreiche Plauen sollte . Der Herr Vorredner hat
sodann auf den Ausschuß des Bundesraths für auswärtige
Angelegenheiten hingewiesen und gemeint , daß eine ausgedehn¬
tere Mitwirkung desselben bei der auswärtige » Politik er¬
wünscht wäre . Demgegenüber muß Redner hervorheben , daß
man jetzt in der Mittheilung der wichtigeren Angelegenheiten
an die einzelnen Bundesstaaten weiter geht als dies durch
den bundesräthlichen Ausschuß zu erreichen , daß über¬
haupt alle wichtigeren Gegenstände , die Einfluß haben auf die
auswärtige Politik , den Verbündeten Regierungen zur Kennt -
>iß gebracht werden . Die Rücksicht der Reichsregierung auf
die Bundesstaate » ist , wie er glaubt , auch im letzten Jahr¬
zehnt vollständig gewahrt geblieben und er muß durchaus be-
abredeu , daß vou einem centralistischen Zug in dem Sinne ,
wie der Herr Vorredner ausgesprochen habe, die Rede sein kann .

Abg . Fieser : Der Ton auf der Gegenseite sei ein solcher
gewesen , daß er Verschiedenes nicht unwidersprochen lasten
könne . Der Gedanke , das Reich selbständig zu machen , sei
von den Einzelstaaten ausgegangen . Das Reich müsse finanziell
absolut selbständig gestellt werden . Je bester das Reich in
sein« Machtmitteln gestellt sei , desto bester können sich die
Einzelstaaten entwickeln . Dem Vorwurf , daß man in der
Reichspolitik unitarische Tendenzen verfolge , müsse er ent¬
schieden widersprechen . Was die Marinevorlage betreffe , so
scheinen sich auch andere Parteien derselben günstiger gegenübcr -
zustellen . Er nehme an . daß das Centrum erst nach der
Stellungnahme der anderen Parteien schaue , bis es selbst zu
einer Stellungnahme komme. In dieser Hinsicht sei die natio¬
nalliberale Partei bester daran ; denn sie wisse heute schon ,
daß sic einmüthig für die Vorlage cintreten werde . Die von
Venedey vorgebrachten Zahlen über den Kostenaufwand seien
nicht richtig . Die Kosten belaufen sich auf nur etwa 400 Mil¬
lionen , während Venedey von 1000 Millionen gesprochen
habe . (Zuruf des Abg . Venedey : Er habe nur gesagt , in
sieben Jahren mache es 1000 Millionen . ) Fieser fort¬
fahrend : Er müsse auch dem widersprechen . Mit der Be¬
gründung , wie sie heute Pflüger und Hug vorgetragen ,
werden sie sich hüten , im Reichstag zu kommen . Dort sei bei
der ersten Lesung der Flottenvorlage ganz überzeugend nachge-
wiescn worden , daß die gegenwärtige Flotte nicht mehr genüge
zur Küstenvertheidigung , weil wir nicht aggressiv Vorgehen
können . Er möchte die Partei im Reichstag sehen, die diese
Behauptung verneinen wollte . Den Abg . Pflüger möchte
er an die kritischen Stunden erinnern , da der Reichstag eine
Forderung ablchnte , für die dann später , wie z. B . im Jahre
1887 , Verschiedene eintraten , die vorher ganz entsetzlich nein
sagten . Der deutschen Politik könne nicht der Vorwurf der
Abenteurerpolitik gemacht werden . Weil das Deutsche Reich
das Versprechen eingelöst habe , den Frieden zu Hallen , habe
es auch so große Fortschritte in der Kultur gemacht . Ueberall ,
wo ein Brand entstand , war Deutschland nur thätig , ihn zu
löschen ; es nahm auch den Fehdehandschuh nicht auf , wo er
ihm hingeworfen wurde , obwohl seine Wehr stark genug war ,
um uns von gewissen Besorgnissen zu befreien . Wenn eine
so wohl begründete Vorlage komme, so brauche man nicht erst
auf die Verhandlungen zu warten , um zu sagen , daß sie an¬
genommen werden muß . Daß der größte Theil des Centrums
im Reichstag für die Vorlage stimmen werde , sei für ihn
feststehend. Die Flotte werde verlangt , weil wir aus der
Periode der Nationalwirthschaft in die Weltwirthschaft
hinausgekommen sind . Er glaube nicht , daß der kleinliche
Standpunkt Bencdcy 's , die Flotte sei wegen der wenigen
Deutschen im Ausland nicht uothwendig , von Vielen getheilt
werde . Der Deutsche könne getrost in der ganzen Welt seine
Arbeit suchen unter dem Schutze einer starken Flotte ; aber es
handle sich nicht allein um den Schutz der Deutschen im Aus¬
land , sondern auch um den Schutz des Handels , um den
Schutz besten, was bei uns produzirt wird , um auf den Welt¬
markt geworfen zu werden . Man könne Deutschland nicht mehr
aus der Weltwirthschaft in die Nationalwirthschaft zurückdrängen .
Seien nicht die Deutschen uns vielfach verloren gegangen , weil
wir keine Mittel hatten , sic zu schützen? Sehen wir nicht
überall unsere Neider in England und Amerika , die sich von
unserer Industrie abschließen ? Habe England je gezögert , seinen
Gegner zu vernichten , wenn es diesen nicht stark genug glaubte
zum Widerstand ? Er frage , ob angesichts dieser Sachlage sich
in Deutschland eine Majorität finden werde , die , weil ein
bischen Budgctrecht genommen wird , gegen die Vorlage stimmt .
Er für seine Person sei der Uebcrzeugung , daß das deutsche
Volk , wenn bei einer Ablehnung wieder an die Nation appellirt
werden müßte , mit dem Rufe : » Das Vaterland über die
Partei ! « für diejenige Partei stimmen würde , die dem Reiche
gibt , was dem Reich : gebührt .

Präsident des Finanzministeriums Geh . Rath vr . Buchen¬
berger : Nach den soeben gehörten , von großen nationalen
und wirthschaftspolitischen Gesichtspunkten getragenen Ausfüh¬
rungen des Herrn Vorredners , empfinde er es fast als eine
undankbare Aufgabe , auf das trockene Gebiet der Finanzfrage
zurückzukehren , die heute den ersten Gegenstand der Erörterung
gebildet hat . Er will beginnen mit der nüchternen Feststellung
der Thatsache , daß die in unfern Budgctentwurf eingestellten
Ueberweisungen von dem Reiche und der von Baden zu
leistenden Matrikularbeiträge nur vorläufige Zahlen dar¬
stellen und daß eine Korrektur derselben Vorbehalten werden
muß , wenn der Reichshaushaltsetat für das Jahr 1898 ver¬
abschiedet sein wird . Würde man die Ziffern des neuesten
Reichsetatentwurfs , die man bei Bearbeitung des Budgets
noch nicht kannte , einstellen , so würde sich das Bild unseres
Budgets nicht unwesentlich verschieben.

Rach dem Reichsetatentwurf für 1898 beträgt :
Der Matrikularbeitrag Badens zur Rcichskaste 16315243 M .

die Ueberweisungen aus der Reichskaste . . 14 558830 „
der von uns an 's Reich hinauszuzahlende

Betrag daher . 1756413 M .
während wir als Hinauszahlung in das Budget nur einge¬
stellt haben : 1 129 697 M . Es sind somit zu wenig
eingestellt 626 716 M -, und wenn etwa der Reichsetat in
seiner jetzigen Gestalt vom Reichstag genehmigt werden
sollte , so würde das Ergebniß für unser Budget das sein,
daß wir im ersten Budgetjahr nicht mit einem Plus , son¬
dern mit einem Fehlbetrag abschließen . Wie sich unsere
finanziellen Verhältnisse zum Reich im Jahre 1899 gestalten
werden , liegt zur Zeit noch vollständig im Dunkeln . Und es
genügt , diese Thatsachen hervorzuhcben , um sich sofort in¬
mitten der zur Sprache gebrachten Frage der Reichsfi¬
nanzreform zu befinden .

Diese Frage hat die badische Regierung wiederholt beschäf¬
tigt und Redner selbst hat des öfteren Gelegenheit gehabt , bei
den Berathungen über de» Gegenstand in Berlin mitzuwirken .
Er muß aber zu seinem Bedauern gestehen, daß die Schritte !
zur Lösung der Frage für die Verbündeten Regierungen Jahre !
hindurch eine Serie fortgesetzter Enttäuschungen ^
gewesen sind . Redner gibt dem Abg . Hug , besten sehr klare
und sachliche Ausführungen er rühmend hervorhebt , in sofern

Recht , als auch er sagen muß , daß durch die Gesetze vom
April 1896 und vom März 1897 über die Rcichsschulden -
tilgung , die theils auf die Initiative des Reichstags , theils
auf die Anträge der verbündeten Regierungen zurückzuführen
sind , ein Fortschritt , aber doch nur ein sehr mäßiger , zur Ver¬
besserung in den finanziellen Verhältnissen des Reichs zu den
Einzelstaaten erzielt worden ist . Der erste Fortschritt ist der ,
daß endlich einmal ein Anfang zu einer plan¬
mäßigen Tilgung der Reichsschulden gemacht
worden ist ; ein zweiter der , daß Ueberweisungen und
Matrikularbeiträge wenigstens für je zwei Reichs¬
etatjahre in eine gewisse feste Beziehung zu einander gebracht
worden find . Mit der Vorlage bezw . der Zustimmung zu
diesen beiden Gesetzen über die Reichsschuldentilgung haben
aber die Verbündeten Regierungen ein außerordentlich großes
Maß von Resignation an den Tag gelegt ; denn , indem
sie diesen Gesetzen zustimmten , haben sie Verzicht geleistet auf
einen großen Theil der Einnahmen , die ihnen nach be¬
stehendem Reichsrecht , auf Grund der o1au8u1g > Franckcnstein
und der Branntweinsteuer - und Reichsstempelabgabengcsetze
als Ueberweisungen aus der Reichskaste zustehen . Dieser
Verzicht zu Gunsten der Tilgung der Reichsschuld beläuft sich
nach dem Gesetz vom April 1896 auf die Hälfte , nach
jenem vom März 1897 sagar auf drei Viertel des
Ueberschustes der den Bundesstaaten gesetzlich gewährleisteten
Ueberweisungen über die Matrikularbeiträge ; der Reichs¬
tag hat die von den Verbündeten Regierungen geübte Resig¬
nation noch übertrumpft , indem er 1896 13 Millionen
und 1897 sogar 50 Millionen Mark aus dem Ertrag
der Zölle und Tabaksteuer , die nach den bestehenden Gesetzen
den verbündeten Regierungen zufließen sollten , vorweg , abge¬
sehen von den oben angegebenen Beträgen , für Zwecke der
Schuldentilgung in Anspruch nahm . Allein schon diese
Borwegnahme von 50 Millionen Mark — außer den son¬
stigen Ueberweisungsverzichten — bedeutet für Baden eine
tatsächliche Verschlechterung gegenüber dem Reichsctat
für das Jahr 1896/97 im Betrag von 800 000 M .

Mag immerhin aus den obigen Gründen in den Reichs -
schuldcntilgungsgesetzeu von 1896 und 1897 ein kleiner Fort¬
schritt zu verzeichnen sein , so kann Redner dem Herrn Abg . Hug
doch darin nicht beipflichten , daß mit Gesetzen des besprochenen
Inhalts eine endgiltige Lösung der Frage der Reichs¬
finanzreform zu erblicken sei . Und zwar schon deßhalb
nicht , weil die Ordnung dieser Materie nicht jahrweise zu
erlaffenden Gesetzen anheimgestellt werde » kann , deren jeweiliger
Inhalt von den wechselnden Stimmungen im Reichstag ab¬
hängig bleibt . Was von der Regierung angestrebt wird , ist
eine dauernde organische Regelung im Sinne einer fried¬
lichen und reinlichen Trennung der Reichsfinanzen von den
Finanzen der Einzelstaaten , also der Herbeiführung einer
Selbständigkeit der Finanzwirthschaft auf beiden Seiten .
Dieser Gedanke ist in den ersten Entwürfen der Reichs -
regierung über die Reichsfinanzreform zum vollen Ausdruck
gekommen , und zwar ursprünglich mit der Modifikation , daß
das Reich , gewissermaßen als Nährmutter der Einzelstaaten
auftrctend , diese mit einem festen Zuschüsse von 40 Millionen
Mark fürs Jahr ausstatte , der Art , daß um diesen Betrag
die Matrikularbeiträge immer hinter den Ueberweisungen
zurückzubleiben hätten .

Nur unter dem Gesichtspunkte der Beschaffung der hierzu
nöthigen Einnahmen des Reichs sei der damalige Tabakfabrikat¬
steuergesetzentwurf wie überhaupt das ganze Reichssteuerbouquet ,das dem Reichstag damals vorgclegt wurde , zu verstehen .
Mit der Ablehnung der ReichSsteuerprojckte mußte auch der
Gedanke der Dotirung der Einzelstaaten durch das Reich fallen .
Erschwert wird jede Reform durch die Bedeutung , welche man
im Reichstag einerseits den Ueberweisungen mit Rücksicht
auf den föderativen Charakter des Reichs , anderseits
den Matrikularbeiträgen mit Rücksicht auf das Einnahme¬
bewilligungsrecht des Reichstags beilegt . Redner kann
diese Bedeutung nicht voll theilen und ist persönlich der Mei¬
nung , daß insbesondere das Recht auf Bewilligung der Matri¬
kularbeiträge doch eigentlich mehr ein formales , ein Papierenes
Recht ist, weil dem Reichstag im Fall eines Fehlbetrags im
Reichshaushalt gar nichts anderes übrig bleibt , als die Aus¬
füllung dieses Defizits durch Matrikularbeiträge zu beschließen,
deren Feststellung sich im Weg eines Rechenexcmpels erledige .
— Immerhin war man seitens der Verbündeten Regierungen
stets der Meinung , den Anschauungen des Reichstags in dieser
Hinsicht Rechnung tragen zu müssen ; man hat also in allen
Reichsfinanzreform -Entwürfen an der thatsächlichen Belastung
des Systems von Ueberweisungen und die Matrikularbeiträge
zwar festgehalten , im übrigen aber angestrebt , die Selbst¬
ständigkeit der Finanzen der Einzelstaaten dadurch zu wahren ,
daß Matrikularbeiträge und Ueberweisungen sich jederzeit die
Wagschale halten ; dabei ging man in dem zweiten Entwurf so weit ,
auf alle Plusüberweisungen zu Gunsten des Reichs zu verzichten ,
letzteres dadurch in die Lage zu versetzen, einen Ausgleichsfoud
zur Deckung von Fehlbeträgen in ungünstigen Jahren zu schaffen
und überschießende Beträge zur Schuldentilgung im Reich zu
verwenden . Aber auch dieses zweite Projekt ist in dem
Reichstage nicht zur Annahme gelangt . Redner glaubt in¬
dessen , daß die Verbündeten Regierungen in ihrem Bemühen ,
zu einer dauernden organischen Ordnung des Verhältnisses
zwischen Reichsfinanzen und Landesfinanzen zu gelangen , nicht
Nachlassen werden , und zwar auch aus einem anderen Grund .
Unser Reichshaushaltsetat entbehrt in seiner derzeitigen Ge¬
stalt sehr der Durch sichtigkeit und Allgemeinverständ -
lichkeit . Matrikularbeiträge und Ueberweisungen werden in
einer Höhe von 400 Millionen Mark wie ein todter Ballast
durch den Reichsetat hindurchgeschlcppt ; Ausgaben und Ein¬
nahmen erscheinen viel höher als sie in Wirklichkeit find .
Steigen die Einnahmen des Reichs , so wachsen auch die
Ueberweisungen , mit diesen daher auch die Matrikularbeiträgen ;
scheinbar — nach außen hin — erhöhen sich so von Jahr
zu Jahr die Leistungen der Einzelstaaten an das Reich ,
während in Wirklichkeit diese höheren Leistungen in den gleich¬
zeitig gestiegenen Ueberweisungen jahrweise sehr wohl ihre Deck¬
ung finden können . Redner gedenkt auch der außerordent -



liche » Komplizirtheit der Abrechnung mit dem Reich .
Die Sache verläuft etwa in der Weise , daß die Einzelstaaten
die Zölle und Reichssteuern für Rechnung des Reichs erheben
und an dasselbe abliefern; das Reich behält aber diese Ein¬

nahme nicht für sich, sondern überweist sie zum Thcil an die Einzel¬
staaten, die sie im nächsten Quartal in Form von Matrikular -

beiträgen wiederum an das Reich hinauszahlen , kurz es ist
ein ununterbrochenes Hin - und Herschieben von Leistungen und

Gegenleistungen, ohne sichtlichen innerlichen Grund . Den

Weg zu einer Vereinfachung der Sache , der zugleich eine
Reform in materieller Hinsicht in sich schließen würde,
hat der frühere Herr Reichsschatzsekretär gelegentlich angcdeutet
und diesen Vorschlag vor nicht langer Zeit auch der württem-

bergische Herr Finanzministcr in der württembergischenKammer

sich zu eigen gemacht . Dieser Vorschlag beruht im wesent¬
lichen daraus : dem Reich verbleiben alle Zölle, die Tabak¬

steuern und die sonstigen Reichssteuern mit Ausnahme der
Branntweinsteuer . Letztere soll mit einem Ertrag von
rund 100 Millionen Mark den Einzelstaaten zufließeu. Anderer¬
seits werden die Matrikularbeiträge auf den Maximal ' atz in

gleicher Höhe festgelegt . Dadurch würde sich der Reichsetat
vereinfachen , die Verbündeten Regierungen könnten mit einem
Maximalbetrag der Matrikularbeiträge rechnen , sie hätten
ferner nach wie vor ein Interesse an der sparsamen Aufstellung
des Reichshaushaltetats , weil je günstiger die Spannung
zwischen Einnahmen und Ausgaben , ein um so größerer Bruch-

theil des Ertrags der Branntweinsteuer ihnen rein verbleibe ,
und der Reichstag seinerseits hätte die Genugthuung , daß sein
Emnahmebewilligungsrecht bezüglich der Matrikularbeiträge im

wesentlichen gewahrt bleibt.
Redner glaubt , daß an der Lösung der Frage der Reichs-

finanzresorm in dem Hohen Hause gerade auch diejenigen Herrn ,
die zugleich Rcichstagsabgeordnete sind , ein ganz wesentliches
Interesse haben, und richtet daher an diese den Appell, doch
auch ihrerseits im Reichstag bei jedem Anlaß im Sinne einer

organischen Reform der Reichsfinanzen und einer größeren
Vereinfachung i>er Beziehungen zwischen Reich und Bundes¬

staaten sich zu bemühen .
Sodann kommt Redner auf die Flottenvorlage zu

sprechen , bezüglich welcher die Bermuthung ausgesprochen wurde,
daß die Regierung für dieselbe gestimmt habe ; er tritt dabei

zunächst den Zahlenangaben des Herrn Abg . Benedey entgegen .
In der Sitzung vom 6. Dezember 1897 habe der Reichs¬
schatzsekretär v. Thielemann in klarer und überzeugender

Weise die tatsächliche Mehrbelastung durch die Flotteuvorlage
gegenüber dem jetzigen Reichsetat dargestellt und Redner könne
daher nichts Besseres thun , als diese Zahlen wiederzugeben.
Die Marinevorlage erfordert darnach im Vergleich zum letzten
Etat durch sieben Jahre hindurch eine in jedem Jahr um 4
Millionen erhöhten Betrag an fortdauernden Ausgaben
und daneben eine durchschnittliche jährliche Erhöhung der ein¬
maligen Ausgaben um 9 Millionen Mark , also im ganzen
ein Mehr an einmaligen Ausgaben um 67 Millionen
Mark gegenüber dem letzten Etat , eine Forderung , die sich
freilich nicht gleichmäßig , sondern ungleichmäßig auf die sieben
Jahre vcrtheilt. An fortdauernden und einmaligen Ausgaben
zusammen ergibt sich demnach durch den Flottcnplan
gegen ü-b er dem laufenden Jahr 1897 ein Mehr
von im ganzen 175 Millionen Mark , im Durchschnitt eines
Jahres also ein Mehr von 2Z Millionen Mark . Die Sache
ist von derselben finanziellen Bedeutung , wie wenn wir etwa
bei uns eine Mehrausgabe von 800 000 Mark beschließen
wollten. Angesichts dieser Zahlen muß Redner sagen , daß die
Vorlage an die Reichsfinanzen keine übermäßigen Anforderungen
stellt , und er glaubt , wenn er sich auch nicht als Propheten
aufspielen will, doch keinen Grund zu haben, mit seiner An¬
schauung zurückzuhalten , daß das Reich aus eigenen
Mitteln in der Lage sein wird, ohne die Steuer¬
kraft der Bevölkerung in Anspruch zu nehmen ,
den Flottenplan durchzuführc » . Die Großh . Regierung , fährt
Redner wörtlich fort, hat dem Flottengesetz zugestimmt ,
das nach ihrer Ansicht das gerade Nothwendige —
nicht mehr und nicht weniger — verlangt . Sie hat damit
eine einfache, selbstverständliche vaterländischePflicht erfüllt und
sie wird mit einem solchen Votum stets zur Stelle sein, wenn
es sich um die Erhaltung und den Ausbau des in den Jahren
1870/71 mit großen nationalen Opfern geschaffenen kostbaren
nationalen Besitzthums handelt, zu dessen unentbehrlichem
Rüstzeug auch eine leistungsfähige, ^der Entwicklung des
deutschen Welthandels sich anpaffende Flotte gehört . (Lebhaftes
Bravo .) Und dem Herrn Abg . Venedey gegenüber sei bemerkt ,
daß wenn in der letzten Zeit irgendwo ein wahres Wort
über die Flottcnvorlage gesprochen wurde , es dieses ist , daß
heutzutage, wo der ganze Erdball der Schauplatz nicht
bloß politischer , sondern auch wirtschaftlicher Kämpfe der großen
Reiche geworden ist, nur eine seetüchtige Nation ihr
politisches Ansehen und damit auch ihre wirthschaftliche Macht¬
stellung dauernd zu behaupten vermag. (Lebhafter Beifall .)

Abg. Binz : Der Herr Abg . Hug habe gegenüber der
Flottenvorlage erklärt, er habe sie noch nicht so studirt, daß
er definitiv dazu Stellung nehmen könne, v Nun der Herr
Abg . Pflüger und der Herr Abg . Benedey — und namentlich
Letzterer — hätten mit besonderer Entschiedenheit überein¬
stimmend erklärt oder doch deutlich zu erkennen gegeben, daß
sie die Flottenvorlage für unbegründet erachtete». Er glaube
nun , daß der Abg . Hug ebenso gut und gründlich wie die
Genannten sich mit der Vorlage beschäftigt habe, und er be¬
trachte die Ausführungen des Abg . Hug als freundliches
Zeichen für dessen Stellungnahme zu der Vorlage. Der Abg.
Pflüger habe dann noch darauf aufmerksam gemacht , daß die
Reichsfinanzreform und die Abschaffung der Matrikularbei¬
träge vor allem bedenklich seien wegen des Einnahmebewilli¬
gungsrechtes des Reichstages. Er habe auch nicht schlechter¬
dings vou Abschaffung der Matrikularbeiträge gesprochen , er
sei der Meinung , daß ein entsprechender Satz des Einnahme¬
bewilligungsrechtes geschaffen werden müsse, und er dürfe
hierbei wohl daran erinnern, daß s. Z . der Abg . Bennigsen
einen Vorschlag nach dieser Richtung hin gemacht habe. Es
habe sich also , was ihn betreffe , lediglich um eine Anregung,
nicht aber um Formulirung eines Gesetzesvorschlages gehandelt.
Dann habe der Abg . Pflüger die Bemerkung gemacht , er,
Redner , hätte den Reichstag angeklagt , daß er eine unfreund¬
liche Stellung gegenüber der Flottenvorlage eingenommen habe.
Er müsse bestreiten , daß er sich einer derartigen Ausdrucks¬
weise gegenüber dem Reichstage bedient habe . Er sei durchaus
entfernt , der Entschließung des Reichstags vorzugreifen. Er
habe nur gesagt , derselbe könnte die Vorlage ablehnen. Dann
habe der Abg. Venedey ihm zu wiederholten Malen die Worte
in den Mund gelegt, er hätte die Flottenvorlage der Reichs¬
regierung uud die damit verbundene Mehrbelastung als eine
außerordentlich bescheidene Anforderung bezeichnet. Das
habe er nicht gesagt, sondern nur nach den vorliegenden
Verhältnissen und mit Rücksicht auf die Bedürfnisse des
Reiches, wie sie von seinem verehrten Freunde Fieser ge¬
schildert seien, müsse die Anforderung als eine bescheidene
geschildert werden , und diese Ansicht halte er auch jetzt noch
aufrecht. Wenn der Abg . Venedey meine , feine, Redners ,
Partei rede immer von Opferwilligkeit, ohne zu bedenken ,
wo diese Opferwilligkeit eigentlich zu suchen sei, so irre er
sich doch gewaltig. Seine Partei , die Partei von » Bildung
und Besitz « , um den Ausdruck des Abg . Venedey zu ge¬
brauchen, leiste das, was zu leisten sei , und die Kosten der



Flottenvorlage würden, denke er, auch vornehmlich von Den¬
jenigen, die sich der Bildung und deS Besitzes erfreute«, auf¬
gebracht , es läge also kein Grund vor , sich in verfänglichen
Bemerkungen zu ergehen . Er möchte dann noch folgendes
zurückweisen : Es sei behauptet worden, die »ationalliberale
nenne sich mit Vorliebe die Partei von Bildung und Besitz.
Davon könne gar keine Rede sei» . Seine Partei sei keine
Partei bestimmter Klaffen der Bevölkerung, sie sei programm¬
gemäß und Praktisch alle Zeit bestrebt gewesen, alle Berufs¬
stände der Bevölkerung gleichmäßig zu berücksichtigen und allen
Klaffen gegenüber , auch in steuerlicher Beziehung, Gerechtig¬
keit walten zu lassen , auch der Arbeiterschaft gegenüber . Wie
könne man sagen , seine Partei sei nur auf ihren eigenen Geld¬
beutel bedacht ? Seien sie nicht bereit , der Arbeiterschaft
zukommen zu lassen, worauf sie Anspruch habe ? Seien sie
nicht bereit gewesen, durch Bewilligung sozialpolitischer Ge¬
setze, wie Arbeiterversicherung u . s. w . , den wenig Bemittelten
zukommen zu lasten, was ihnen gebühre? Thatsächlich laufen
derartige Redereien auf eine Aufhetzung der nichtbesitzenden
Klaffen hinaus . Der Abg. Venedey habe dann ferner be¬
hauptet , die Flottenvorlage sei wegen der wenigen Deutschen
im Auslande gar nicht nöthig. Er habe sich dabei an jene
Zeit erinnert — er selbst habe sie ja nicht mehr mir erlebt
— wo der Rest der deutschen Kriegsflotte unter den Hammer
gekommen sei . Damals hatten aber gerade auch Diejenigen,
welche, wenigstens dem Namen nach , die Partei des Abg .
Venedey vertraten , die früheren Demokraten, die deutsche Flotte
in ihr Herz geschloffen. (Zuruf : »Wirklich ?«) Wenn da¬
mals Einer aufgestanden wäre und hätte erklärt, wir brauchen
keine Kriegsflotte , und hätte Auffassungen wie der Abg . Vene¬
dey kundgegeben , so hätte man ihm erwidert, das seien Kräh -
winkeler Anschauungen.

Präsident Gönner : Er müsse erklären, daß er, wenn der

Ausdruck Krähwinkeleien auf die Kollegen sich bezogen habe ,
diesen als nicht angängig bezeichnen könne .

Abg . Binz : Er habe deßhalb geglaubt, sich so ausdrücken
zu dürfen, weil er ja lediglich von der Vergangenheit gesprochen
habe ; sofern aber in seinen Aeußerungen eine persönliche Be¬
zugnahme erblickt würde, so erkläre er, daß er dies nicht be¬
absichtigt habe. Zum Schluß wolle er noch ein Wort zu den
Ausführungen des Abg. Benedey ' s sagen : Es habe ihn
gewundert, daß diesem die Jdeeenaffoziation gekommen sei , als
er auf das deutsche Heer zu sprechen kam, dieses mit den
Persern und Affyrern zu vergleichen . Er habe den Eindruck,
daß das kein Vergleich sei, und es sei nicht angebracht, die
Söhne des gebildeten deutschen Volkes, welche das Heer bilden ,
auch nur in irgend einen Zusammenhang zu bringen mit jenen
wilden Horden (Abg . Venedey : Und das lörtium com -
xaratiouis ? wollen Sie uns das vielleicht nennen ?) . Zum
Schluffe könne er nur erklären , daß ihn die Erklärung von
Seiten derRegierung, insbesonderedie des Herrn Finanzministers ,
daß er die Bewerkstelligung der Finanzreform des Deutschen
Reiches fortdauernd im Auge behalten wolle, herzlich erfreut habe .

Abg . Flüge : Was die Flotte anlange, so unterstütze er
die Ausführungen des Vorredners . Er blicke auf zwei Gene¬
rationen zurück und könne also wohl einen Vergleich zwischen
einst und jetzt ziehen . Früher habe man für die Flotte ge¬
sammelt und da habe auch er sein Scherflein dazu beigetragen .
Er erinnere sich noch der Zeit , da man Tausende nach Ame¬
rika geschickt habe , weil es in Deutschland für sie keine Arbeit
gab . Heute läßt man Tausende von Arbeitern aus dem Aus¬
lande kommen , um die Arbeit bewältigen zu können . Früher
war der Deutsche der Spielball fremder Völker ; wenn man
eine Gewaltthat verüben wollte , so suchte man sich einen
Deutschen aus . Niemand sei dagewesen , um die Gewaltthat
zu sühnen. Heute werden ermordete Missionäre mit starker

Faust gerächt . Er sei mit Stolz erfüllt über eine Politik ,die Venedey absolutistisch und centralifiisch genannt habe . Er
habe jene traurigen Zeiten miterlebt und schätze die Junge »
glücklich, die solch traurige Zeiten nie erlebt haben. Die
jüngeren Leute meinen freilich manchmal, der jetzige Zustand
sei selbstverständlich . Er als Aeltester der Kammer wolle des¬
halb in dieser Beziehung ein offenes Wort sprechen .

Abg . Hug : Der Abg . Fieser habe behauptet , er (Redner)
sei durch Fraktionszwang genöthigt , von einer definitiven
Stellungnahme zur Flottenfrage abzusehen . Ein Fraktions¬
zwang existirt für ihn nicht , wie aus seinen verschiedenen Be¬
merkungen hcrvorgeht. Eine definitive Stellungnahme müsse
er sich Vorbehalten , bis er die Frage eingehend studirt habe .Es sei ihm zweifelhaft, ob eine starke Flotte im Stande sei,derartige Zollmaßregeln , wie sie Amerika und England er¬
griffe» haben, zu verhindern. Es wäre Fiesers Aufgabe ge¬
wesen , Mittel und Wege anzugeben , wie die Reichsfinanz¬
reform angebahut und die Hindernisse, die ihr im Wege stehen,
beseitigt werden können . Er würde vor einer direkten Reichs¬
steuer nicht zurückschrecken, glaube aber , daß dieses Mittel
vom Reichstag nicht gebilligt würde ; denn es würde daS
Rückgrat der Einzelstaaten brechen , wenn diese eine solcheSteuer dem Reiche überlassen würden. Auch der vom Finanz -
minister angedeutete Plan , die sogenannten Ueberweisungsein-
nahmen aus den Zöllen , der Branntweinsteuer und den Reichs¬
stempelabgaben nur auf die Branntweinsteuer zu beschränken ,
sei schon dem Reichstag vorgelegt worden. Es werde sich
fragen, ob er wieder aufgegriffen würde.

Abg . Venedey frägt an , ob man nicht die Sitzung mit
Rücksicht auf diejenigen Abgeordneten, die nach Hause reise»
wollen , abbrechen könnte .

Die Sitzung wird hierauf auf Montag Nachmittag 4 Uhr
vertagt.

. >
Verantwortlicher Redakteur; Julius Katz in Karlsruhe . — Druck und Verlag der G . Braun '

schen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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